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Methodenbewertung 

Neue Kinder-Richtlinie tritt am 1. September 
2016 in Kraft 
Berlin, 23. August 2016 – Am 1. September 2016 wird die neu gefasste 
Kinder-Richtlinie in Kraft treten. Dies teilte der Gemeinsame Bundes-
ausschuss (G-BA) mit. Die Teilbeschlüsse zu den grundlegend überar-
beiteten Untersuchungsinhalten, zum Mukoviszidose-Screening (Zysti-
sche Fibrose), zu qualitätssichernden Maßnahmen und zum Kinderun-
tersuchungsheft – besser bekannt als „Gelbes Heft“ – wurden im Juni 
und August 2015 sowie im Mai 2016 gefasst.  

Im „Gelben Heft“ werden die in der Kinder-Richtlinie geregelten soge-
nannten U1 bis U9 sowie spezielle Früherkennungsuntersuchungen wie 
zum Beispiel das Neugeborenen-Hörscreening dokumentiert. Das neue 
Untersuchungsheft kann von Krankenhäusern, Kassenärztlichen Verei-
nigungen sowie dem Bund Freiberuflicher Hebammen Deutschlands und 
dem Deutschen Hebammenverband e.V. ab sofort bei der zuständigen 
Druckerei angefordert werden.  

 

Das Kinderuntersuchungsheft ist vom G-BA entsprechend den neu kon-
kretisierten und standardisierten Inhalten der Früherkennungsuntersu-
chungen umgestaltet worden. Mit einer herausnehmbaren Teilnahme-
karte erhalten die Eltern eine neue Möglichkeit, beispielsweise gegen-
über Kindergärten nachzuweisen, dass die Früherkennungsuntersu-
chungen wahrgenommen wurden, ohne dabei die vertraulichen Informa-
tionen zu Entwicklungsständen und ärztlichen Befunden des Kindes 
weiterzugeben. Eltern können sich bereits vor der Untersuchung über 
die wesentlichen Ziele und Inhalte informieren und eigene diesbezügli-
che Fragen notieren. Ärztinnen und Ärzte müssen nun beispielsweise 
dokumentieren, wenn bei der Beurteilung der Entwicklung des Kindes 
die vorgegebenen Kriterien hinsichtlich Grob- und Feinmotorik oder der 
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emotionalen Kompetenz nicht erfüllt werden. Wird ein erweiterter Bera-
tungsbedarf etwa zu Themen wie Stillen und Ernährung, auffälligem 
Schreien, aber auch zu Schutzimpfungen oder Hilfen in Belastungssitua-
tionen festgestellt, so hat die Ärztin oder der Arzt zukünftig die Möglich-
keit, dies im „Gelben Heft“ zu vermerken. 

Der konsolidierte Beschluss zur Neufassung der Richtlinie lag dem Bun-
desministerium für Gesundheit (BMG) zur Prüfung vor und wurde nicht 
beanstandet. 

Hintergrund – Früherkennungsuntersuchungen für Kinder 

Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres haben gemäß 
§ 26 SGB V Anspruch auf Untersuchungen zur Früherkennung von 
Krankheiten, die ihre körperliche oder geistige Entwicklung in nicht ge-
ringfügigem Maße gefährden. 

Alle Früherkennungsmaßnahmen für Kinder, die Bestandteil der Richtli-
nie des G-BA sind, werden als reguläre Leistung der gesetzlichen Kran-
kenversicherung angeboten werden. Durchgeführt werden sie in festge-
legten Abständen als ärztliche Untersuchungen U1 bis U9 sowie als 
spezielle Früherkennungsuntersuchungen. 

Im Kinderuntersuchungsheft werden die Befunde von den Ärzten doku-
mentiert. Das „Gelbe Heft“ wird den Eltern nach der Geburt von der Ent-
bindungsstation oder der Hebamme übergeben. 
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er 
bestimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an den Beratungen des  
G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der 
medizinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, 
die medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog 
der Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitäts-
managements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 
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